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B E G R Ü N D U N G 
 

zum Bebauungsplan Nr. 15 
 

„An den Äckern“ 
 

- Essinghausen - 
 
 
 
1. Notwendigkeit der Planaufstellung 

 
Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen oder zu ändern, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung erforderlich ist. 
Um kurzfristig Baugrundstücke für Wohn-, Mischnutzung und nicht wesentlich störende gewerbli-
che Nutzung bereitzustellen, wurde in diesem Zusammenhang nach neuen hierfür in Frage kom-
menden Flächen gesucht. Der verbleibende Bereich östlich der Nordstraße in Essinghausen zwi-
schen einem bestehenden Wohngebiet südlich und der Autobahn nördlich des Planbereiches eig-
net sich dazu.  
 
Im Rahmen von strukturellen Überlegungen wurde für die gesamte Fläche zwischen Autobahn und 
Ortslage ein Konzept entwickelt. Große Teile der Flächen konnten aber noch nicht mobilisiert wer-
den. Sie sollen erst später mit Bebauungsplänen überzogen werden. In der frühzeitigen Bürgerbe-
teiligung und der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange war noch ein westlich angrenzender 
Bereich nördlich des Glatzer Rings im Geltungsbereich enthalten. Dort sollte ermöglicht werden auf 
den relativ großen Kleinsiedlungsgrundstücken, die heutzutage nicht mehr im ursprünglichen Sinne 
genutzt werden, eine Nachverdichtung zu betreiben. Bedenken der Immissionsschutzbehörde hin-
sichtlich der Überschreitung der zulässigen Lärmwerte führten dazu, dass der Bereich herausge-
nommen wurde, um das Verfahren nicht zu verzögern. 
Im Plangebiet selbst kann der nördliche Teil zu einem Mischgebiet und der südliche Teil zu einem 
Wohnstandort entwickelt werden. 
 
In der Ortschaft herrscht Bedarf an Standorten für Handwerksbetriebe, die in Essinghausen bleiben 
aber erweitern wollen. 
Die Nachfrage nach Wohnbauland für Einfamilienhausbebauung ist weiterhin hoch, so dass ein 
Mangel an erschlossenem Wohnbauland besteht, obwohl die Stadt Peine auch in den letzten Jah-
ren Neubaugebiete ausgewiesen hat. 
 
Die Vorgaben der Stadtentwicklungsplanung sehen die Bereitstellung von Wohnbauflächen vor, 
insbesondere auf den freien Flächen, die infrastrukturell gut erschlossen sind.  
Nach den Vorgaben des Landesraumordnungsprogrammes sind die wirtschaftlichen Nutzungen in 
allen Landesteilen klein- und großräumig so mit den sozialen und ökologischen Erfordernissen ab-
zustimmen, dass sie dem Wohl der regionalen Gesamtentwicklung dienen. 
 
Ausgehend von der Notwendigkeit einer aktiven Wirtschaftsförderung sind diese Vorgaben u. a. 
durch die Entwicklung von wohnungsnahen gewerblichen Kleinstrukturen auf der gemeindlichen 
Basis zu erfüllen. 
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In Verbindung mit der Ermöglichung von neuen Wohnbauflächen ist es somit erforderlich, auch die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten für die 
Bürger bereitzustellen und den Wirtschaftsstandort in seinem vielfältigen Profil zu stärken. 
 
Die Ausweisung einer Mischbaufläche in „nächster Nähe“ zur Wohnnutzung trägt somit außer zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen auch zur weiteren Deckung der Nachfrage nach Dienstleistungen bei.  
 
 
 

2. Einfügung in die Bauleitplanung, die überörtliche Planung und die Raumordnung/Rechtslage 
 
 
Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes bestehen bisher keine rechtsverbindlichen Festsetzungen. 
 
Der derzeit gültige Flächennutzungsplan stellt für diesen Planbereich landwirtschaftliche Nutzfläche dar. Im 
neu aufzustellenden Flächennutzungsplan sind Bauflächen dargestellt, die diese Ortsentwicklung vorberei-
ten. Auf eine zusätzliche Anpassung des alten Flächennutzungsplanes wird deshalb verzichtet.  
 
Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung hat die Stadt Peine als Mittelzentrum u. a. die Auf-
gabe zur Sicherung und Entwicklung von Wohngebieten und zur Deckung des Wohnraumbedarfs aller Be-
völkerungsschichten sowie der Entwicklung von wohnungsnahen gewerblichen Kleinstrukturen. Die Pla-
nung ist diesem Ziel angepasst.  
 
 
 
3. Bestand innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches 

 
Das Plangebiet wird 
 
- im Westen durch die Nordstraße und das daran anschließende Kleinsiedlungsgebiet gemäß § 2 
BauNVO, 
 
- im Süden durch die bestehende Bebauung in Form von Einfamilienhäusern, 
 
- im Osten durch landwirtschaftliche Nutzfläche, 
 
- im Norden durch die Kreisstraße 69 
 
begrenzt. 
 
Die für Bebauung vorgesehene Fläche des Bebauungsplanes wird zurzeit als Ackerfläche intensiv 
bewirtschaftet. 
 
Die Nordstraße, die westlich an diese Baufläche angrenzt, liegt höher als das restliche Gebiet. De-
ren Böschung ist mit Bäumen und Sträuchern begrünt.  
Auch die Kreisstraße 69 liegt topographisch gesehen höher als das geplante Neubaugebiet, so 
dass dort die ca. 5,00 m hohe Böschung eine räumliche Trennung darstellt.  
 
Für den Bereich östlich der Nordstraße, der zukünftig bebaut werden soll, wurde seitens der Stadt 
Peine ein Bodengutachten in Auftrag gegeben. Mit dieser Aufgabe wurde das Umweltbüro Böttrich 
beauftragt. Im zukünftigen Baugebiet wurden 14 Rammkernsondierungen bis zu einer Tiefe von 
maximal 4,3 Meter unter Geländeoberkante niedergebracht, um anschließend eine Baugrundbeur-
teilung vornehmen zu können. 
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Folgende wichtige Erkenntnisse lassen sich dabei festhalten: 
 
Im oberen Bodenhorizont bis ca. 0,5 m ist die Versickerungsfähigkeit des Bodens gering.  
 
Im nachfolgenden Horizont von 0,5 m- ca. 1,0 m ist eine mäßig gute Versickerung möglich.  
 
Die nächst tiefer gelegene Bodenschicht zeichnet sich ab einer Tiefe von etwa 1,0 m bis zur End-
teufe von 4,3 m durch eine sehr gute Versickerungsmöglichkeit aus.  
 
Die Resultate der Bodenuntersuchungen ergaben, dass zur Zeit der Felduntersuchung kein Grund-
wasserspiegel bis 4,3 m unter Geländeoberkante zu erkennen war.  
 
Von den künstlich angelegten Böschungen abgesehen befinden sich innerhalb des Untersuchungs-
gebietes keine nennenswerten Geländeerhebungen, eine leichte Senke ist lediglich im Bereich des 
geplanten Regenrückhaltebeckens vorhanden.  
 
Die Sedimente bestehen vorwiegend aus Schmelzwasserablagerungen (Sand und Kies) sowie z.T. 
aus Geschiebelehmen (Schluff, tonig, kiesig). 
 
Bedeckt wird die Untersuchungsfläche und das umliegende Areal von Löß bzw. Lößlehm. 
 
 
 

4. Planinhalt/Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 
 
 
4.1 Baugebiet/bauliche Nutzung 
 
 
4.1.1 Allgemeines Wohngebiet  
 
   
4.1.�   Wie bereits unter Punkt 1.0 beschrieben, wurde für den Planbereich eine städtebauliche 

Neuplanung erarbeitet. Die sieht unter anderem eine Ausweisung von Wohnbauland vor, und zwar 
im direkten Anschluss an die im Süden vorhandene Wohnbebauung, die vorwiegend aus Einfamili-
enhäusern besteht. 
 
Auch im südlichen Teil des Geltungsbereiches soll deshalb ein Gebiet für eingeschossige Einfamili-
enhäuser entstehen. Damit wird der großen Nachfrage nach Baugrundstücken für Eigenheime 
Rechnung getragen. Um den Charakter des angestrebten Einfamilienhausgebietes zu wahren, wird 
es für erforderlich gehalten, die Zahl der Wohnungen im Plangebiet auf maximal 2 je Wohngebäu-
de zu beschränken. In Anpassung an die vorhandene Bebauung ist die Festsetzung getroffen wor-
den, dass nur Einzel- bzw. Doppelhäuser zulässig sind. Das Maß der baulichen Nutzung nimmt e-
benfalls die Struktur und Bebauungsdichte der angrenzenden Bebauung auf (GFZ = 0,3 / GRZ = 
0,3). 
 
Die Nordstraße ist mit Beschluß des Verwaltungsausschusses seit dem 10.03.2003 keine Kreis-
straße mehr. Bauverbotszonen müssen daher nicht mehr festgesetzt werden.  
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Die Baugrenzen werden großzügig gefasst; auf Festsetzungen in Bezug auf die Stellung der bauli-
chen Anlagen wird zugunsten gestalterischer Freiheit verzichtet. Für das Baugebiet gilt die textliche 
Festsetzung, dass Nebenanlagen nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche errichtet wer-
den dürfen. Das Straßenbild wird durch die grünen Vorgärten positiv unterstützt und verbessert 
somit die Wohnqualität. Die Bauflächen sind so großzügig zugeschnitten, dass die Einschränkung 
zumutbar ist. 

 
Die wesentlichen Versorgungseinrichtungen wie Läden zur Deckung des täglichen Bedarfs, Anlagen für 
soziale, kirchliche und kulturelle Zwecke sind im Siedlungszentrum vorhanden. Es kann daher auf die Fest-
setzung von Versorgungseinrichtungen in dem neu ausgewiesenen Baugebiet, das sich in der Nähe der 
Ortslage befindet, verzichtet werden. 
 

 
4.1.2 Mischgebiet 

 
Für die Neubauflächen nördlich des allgemeinen Wohngebietes wird wegen der Notwendigkeit der 
Schaffung von wohnungsnahen gewerblichen Kleinstrukturen eine Mischnutzung in Form von 
Dienstleistungs-, Geschäfts-, Gewerbe- und Bürofunktionen sowie Wohnen angestrebt. Durch die 
Ausweisung eines Mischgebietes sind die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Schaffung 
von gewerblichen Nutzungen gegeben. 
Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung soll einen Entwicklungsspielraum für diese Maß-
nahmen ermöglichen. 

 
 
4.2 Öffentliche Verkehrsflächen 

 
Um Störungen durch die zum Mischgebiet fahrenden Fahrzeuge auf das angrenzende allgemeine 
Wohngebiet zu minimieren, wurde eine weitgehend getrennte Erschließung für beide Gebietstypen 
konzipiert. Das Mischgebiet wird über eine 5,5 m breite Sammelstraße mit einseitigem 2,5 m brei-
ten kombinierten Fuß- und Radweg und einer Parkplatzanlage erschlossen. Die langfristig geplan-
ten östlichen Erweiterungsflächen des allgemeinen Wohngebiets, die noch nicht Gegenstand der 
vorliegenden Planung sind, werden dagegen über die von der Straße „An den Äckern“ ausgehen-
den Stichstraßen (5,5 m breit) mit Wendeanlagen am Ende separat zu erreichen sein. Diese ge-
trennte Erschließungsform ist für die gesamte derzeit noch freie Fläche (zwischen der Nordstraße 
und Zum Holze) vorgesehen. Im ersten, derzeit vorgesehenen Bauabschnitt, ist dieses Konzept nur 
in Ansätzen zu erkennen. Der bereits im Bebauungsplan vorgesehene Fußweg wird zum späteren 
Zeitpunkt eine direkte, fußläufige Verbindung zwischen den beiden Gebieten ermöglichen. 
 
Den Belangen des ruhenden Verkehrs wird durch die Ausweisung von Parkplätzen im öffentlichen 
Straßenraum Rechnung getragen 
 
Um eine bessere fußläufige Anbindung an den bereits vorhandenen Weg an der K 69 zu erreichen, 
ist entlang der Nordstraße der Ausbau eines entsprechenden Fußweges vorgesehen. 
 
 



 

5 

4.3 Lärmschutz 
 
Das Ing.-Büro Linz hat für das Baugebiet die Lärmimmissionen, ausgehend von der BAB A2 
und der Kreisstraße K 69, berechnet. Für die Minderung der Lärmeinwirkungen, die vom 
Verkehr auf der Autobahn ausgehen, sind im Zuge des sechsstreifigen Ausbaues aktive 
Schallschutzanlagen (Wall-/Wandkombinationen) vorgesehen. In Bereichen, wo der aktive 
Schallschutz nicht voll wirksam wird, wo jedoch eine Bebauung geplant ist, kommen in An-
lehnung an das durch das Büro Linz aufgestellte Lärmschutzgutachten passive Schall-
schutzmaßnahmen zum Einsatz.  
 

Um gesunde Wohnverhältnisse innerhalb der belasteten Fläche zu schaffen, wurden auf der Grundlage der 
DIN 4109 im Rahmen des Bebauungsplanes entsprechende Festsetzungen getroffen. Diese Norm 
berücksichtigt pauschale Annahmen über anzustrebende Innenpegel und das Absorptions-
verhalten des betroffenen schutzwürdigen Raumes. 
 
Die Norm legt in Abhängigkeit von der „Raumart“ bestimmte Schalldämmmaße der Gesamtaußen-
bauteile, in Abhängigkeit von einem im Bebauungsplan festgesetzten „Lärmpegelbereich“, fest. Des 
Weiteren sind im Hinblick auf die grundsätzliche Zulässigkeit von Wohnnutzung im MI-Gebiet be-
sondere Maßnahmen zum Schutz von autobahnzugewandten Terrassen, Balkonen und Loggien ge-
troffen worden. Entsprechende Isophonlinien sind in den Bebauungsplan aufgenommen worden. 
 
Ansprüche auf passiven Lärmschutz aus dem Planfeststellungsverfahren „sechstreifiger Ausbau der 
A2“ stehen nur seinerzeit bestehenden oder bauordnungsrechtlich genehmigten Gebäuden zu. 
Weitergehende Ansprüche gegenüber dem Bund sind aus dem BlmSchG nicht herzuleiten. Für die 
im Plangebiet ermöglichte Bebauung wird daher der Bund als Straßenbaulastträger keinerlei An-
sprüche auf zusätzliche Lärmschutzmaßnahmen übernehmen.  
 

4.4 Entwässerung 
 
Eine durchgeführte Bodenuntersuchung zeigt im Bereich der Flurstücke 6/3 und 6/4 eine mäßig 
gute bis sehr gute Versickerungsfähigkeit des anstehenden Bodens ab 0,5m Tiefe. Grundwasser 
wurde mit Ausnahme von geringfügigen Mengen kapillar aufsteigenden Sickerwassers nicht vorge-
funden. 
 
Unter diesen Voraussetzungen muss das Niederschlagswasser aus Gründen der hydraulischen Über-
lastung der vorhandenen Regenwasserkanäle auf den Grundstücken dezentral zur Versickerung 
bzw. weiteren Verwendung gebracht werden. 
Das Oberflächenwasser der Straßenflächen wird in ein neu zu erstellendes zentrales Versickerungs-
becken geleitet werden. Dieses Versickerungsbecken ist im Süden des Flurstückes 6/4 vorgesehen, 
da hier eine leichte Geländemulde vorliegt. Aufgrund der ungeeigneten topographischen Verhält-
nisse ist ein Versickerungsbecken an der Autobahn nicht möglich. Das anfallende Schmutzwasser 
wird aufgrund ausreichender Kanaltiefen im Bereich der Straße Nordblick und an der Ecke Glatzer 
Ring/Nordstraße ohne Bau einer Pumpstation abgeleitet.  

 
4.6  

4.5 Öffentliche Grünfläche 
 
Im nördlichen Bereich des Bebauungsplanes befindet sich eine begrünte Böschungsfläche, die der-
zeit für Fußgänger, die auf dem Feldweg östlich davon spazieren gehen, eine unüberwindbare Bar-
riere darstellt. Um eine bessere fußläufige Anbindung an die K 69 zu erreichen, ist es vorgesehen, 
entlang der Böschung eine Treppe zu errichten. Zur Schonung der vorhandenen Bepflanzung dieser 
Böschung ist diese Treppe mit der Anbindung an den geplanten Gehweg entlang der derzeitigen K 
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 69 an einer Stelle ohne Bewuchs und mit einer kleinen zu überwindenden Höhendifferenz geplant 
worden. 
 
Wie bereits unter Punkt 4.4 beschrieben, ist im Geltungsbereich des Bebauungsplanes eine zentrale 
Versickerung des auf den Straßenflächen anfallenden Regenwassers vorgesehen. Die Ausweisung 
eines entsprechenden Regenrückhaltebeckens innerhalb einer ausgewiesenen Grünfläche trägt die-
sem Erfordernis Rechnung. 
 

4.6 Private Grünflächen - Bepflanzungsbindungen 
 
Auf den Gründstücken des Mischgebietes an der Nordgrenze, zur K 69 hin, ist eine private Fläche 
in 10,0 m Breite mit Pflanzbindung festgesetzt worden. 
 
Auf diesen Flächen sind heimische, standortgerechte Bäume und Laubgehölze (Sträucher) ent-
sprechend den textlichen Festsetzungen anzupflanzen. 
 
Des Weiteren sind großkronige, heimische und standortgerechte Einzelbäume entlang der Er-
schließungsstraße auf den Privatgrundstücken anzupflanzen, um die Straßenräume einzufassen. Die 
Standorte der Bäume sind im Bebauungsplan festgesetzt. Es handelt sich dabei um eine ungefähre 
Standortangabe, die vorgegebene Position kann im Einzelfall geringfügig verändert werden. Die 
Straßenbegleitbäume sind auf das Maß der anzupflanzenden Bäume anzurechnen. 

 
 
4.7 Umweltschutz 
 

Zwei im Bauleitplanverfahren von der unteren Bodenschutz- Abfall- und Wasserbehörde des Land-
kreis Peine genannte Altablagerungen (LK-Altlastenkataster Nr. 67 und 137) sind inzwischen von 
dieser Behörde abgearbeitet. Schädliche Einflüsse auf Schutzgüter sind laut Auskunft des Landkrei-
ses nicht zu erwarten. Die Fläche Nr. 137 wurde inzwischen aus dem Altlastenkataster herausge-
nommen.  

 
 
 
5. Umweltbelange 
 
 
5.1 Überprüfung der UVP-Pflicht 

 
Die Rechtsgrundlage zur Beurteilung der Frage, welche Vorhaben einer Umweltverträglichkeits-
prüfung bzw. Umweltverträglichkeitsvorprüfung zu unterziehen sind, findet sich im Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Dieses Gesetz wurde geändert. Aufgrund der Neuregelung 
besteht die Pflicht, eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen, wenn die Merkmale, 
Größen- oder Leistungswerte, die in der Anlage zum Gesetz tabellarisch aufgelistet sind, erfüllt 
werden. 
In diesem Fall sind die Prüf- und Grenzwerte der Nr. 18.7 von mehr als 100.000 m² zulässiger 
Grundfläche zur Durchführung einer UVP und von 20.000 m² bis 100.000 m² zur Durchführung 
einer Vorprüfung maßgeblich. Diese Prüf- oder Größenwerte werden durch die vorliegende Planung 
(errechnete höchstzulässige Grundfläche entspricht ca. 6.400 m²) nicht erreicht.  
Außerdem wird hierbei kein Vorhaben nach Nr. 1 –17 oder Nr. 19 der Anlage zum Gesetz über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UPVG) vorbereitet.  
Eine Vorprüfung oder Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG ist daher nicht erforderlich und 
wird nicht durchgeführt. 
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5.2 Eingriffs und Ausgleichsbilanzierung  
 
Zur Abwägung der Naturschutzbelange werden die „Naturschutzfachlichen Hinweise zur Anwen-
dung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ vom Niedersächsischen Landesamt für Ökologie 
und der Landschaftsplan der Stadt Peine von 1993 (Freie Landschaftsarchitekten + Umweltpla-
nung; Heimer und Herbstreit) herangezogen. 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 15 „An den Äckern“ –Essinghausen- umfasst ca.  
2,3 ha, wovon ca. 1,6 ha bisher intensiv ackerbaulich genutzt worden sind.  
Bei der nachfolgenden Bilanzierung wird die Versiegelung durch die ermöglichte Bebauung inner-
halb der WA- und MI-Flächen berücksichtigt, ebenso die Versiegelung durch neue Verkehrsflächen.  
Der Bereich des Straßenbegleitgrüns, östlich und westlich der Nordstraße gelegen, sowie im Norden 
des Planbereichs wird nicht berücksichtigt, da sich die Einstufung der einzelnen Schutzgüter hier 
nicht verändert.  
 
Schutzgebiete nach §§ 24 bis 28 a Niedersächsisches Naturschutzgesetz bzw. besonders schutz-
würdige Tier- und Pflanzenarten sind von der Planung nicht betroffen. 
 
 

5.2.1 Schutzgut Arten- und Lebensgemeinschaften  
 

Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist die Fläche des Geltungsbereiches dargestellt als Fläche mit stark 
eingeschränkter Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes bezüglich Arten - und Lebensgemeinschaf-
ten.  
 
Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete sind von der Planung nicht betroffen. Das Vor-
kommen gefährdeter Arten kann in diesem Bereich ausgeschlossen werden. 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich größtenteils um intensiv bewirtschaftete Ackerflächen mit 
wechselnder Fruchtfolge. In Bezug auf das Bewertungskriterium „Naturnähe“ sind diese Flächen als 
naturferne Biotoptypen der Wertstufe 3, von geringer Bedeutung, zuzuordnen. 
 
 Nach Beendigung der Ausbaumaßnahme ändert sich die Einstufung in Wertstufe 3 für die bebau-
baren Flächen nicht. Es handelt sich dann um einen künstlichen Biotoptyp mit technisch-baulich 
geprägten und genutzten Flächen als Siedlungsflächen. 
 
Durch die Bepflanzung der Regenrückhaltefläche entstehen jedoch bedingt naturferne bis halbna-
türliche Biotoptypen. Im Bereich der Regenrückhaltefläche entstehen Ruderalflächen und seggen-
reiches Grünland auf von wasserwirtschaftlicher Nutzung geprägten Flächen mit allerdings stärker 
veränderten Standortverhältnissen. Die Naturnähe dieser Biotoptypen ist dann in Wertstufe 2 ein-
zuordnen.  
 
Für den größten Teil des Bebauungsplangebietes ist keine Kompensation erforderlich, da sich die 
Zuordnung der Wertstufe nicht verändert. Die Anlage des Regenrückhaltebeckens verbessert jedoch 
die Situation, ermöglicht die Einordnung in Wertstufe 2 und kann zum Ausgleich von Eingriffen he-
rangezogen werden. 

 
1) Unveränderte Wertstufen 

 
Vorher:  Ackerland, Wertstufe 3    ca. 15.530 m² 

    Straßenbegleitgrün (vorhanden), Wertstufe 2 ca.   4.980 m² 
    Verkehrsflächen (vorhanden), Wertstufe 3  ca.   2.310 m² 
    __________________________________________________ 
    Gesamtfläche      ca. 22.820 m² 
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Nachher: Baugebiete (brutto), Wertstufe 3   ca. 12.900 m² 

    Verkehrsflächen (neu), Wertstufe 3  ca.   2.070 m² 
    Straßenbegleitgrün (vorhanden), Wertstufe 2 ca.   4.980 m² 
    Verkehrsflächen (vorhanden), Wertstufe 3  ca.   2.310 m² 
    __________________________________________________ 
    Keine Änderung der Wertstufe   ca. 22.260 m² 
 
 

2) Verbesserung der Einstufung 
 
  Vorher:  Ackerland, Wertstufe 3    ca.       560 m² 
 
 
  Nachher Regenrückhaltung, Wertstufe 2   ca.       560 m² 
    __________________________________________________ 
    Aufwertung um eine Wertstufe   ca.       560 m² 

Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
   Karte Nr. 13 (Arten- und Lebensgemeinschaften) 
   Karte Nr. 14 (Wiesenvogelbrutgebiete und Wildschongebiete) 

 
 
5.2.2 Schutzgut Boden 

 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt den überplanten Bereich als Fläche des Bodentyps 
Braunerde/Parabraunerde mit der Nutzung als Acker dar. 
 Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Aspekt Boden ist eingeschränkt. Durch die in-
tensive Ackernutzung ist die Einstufung des Bodens bezüglich des Bewertungskriteriums Natürlich-
keitsgrad in Wertstufe 2, von allgemeiner Bedeutung, vorzunehmen. Nach Beendigung der Bau-
maßnahme verändert sich die Bedeutung der nun versiegelten Flächen. Die Einstufung dieser Flä-
chen erfolgt in Wertstufe 3, von geringer Bedeutung. 
 
Für die Grünflächen entlang der Nordstraße und südlich der K 69, die nicht umgewandelt werden, 
bleibt die Nutzung erhalten. Sie werden daher nicht bilanziert.  
 

 
1) Versiegelung (maximal): 
 
- neue Erschließungsflächen (inkl. Platzsituationen und Parkplätze)   ca. 2.070 m² 

 
- überbaubare Flächen 

MI-Flächen (GRZ = 0,4/ maximale Versiegelung = 0,6)  0,6 x 4.206 =   ca. 2.524 m² 
WA-Flächen (GRZ = 0,3/maximale Versiegelung = 0,45) 0,45 x 8686 =   ca. 3.909 m² 

 ____________________________________________________________________________ 
Summe der maximal versiegelten Flächen     ca. 8.503 m² 
 

 
Nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes ergeben sich versiegelbare Flächen von maximal 
ca. 8.503m². 

 
Auszugleichende Fläche: 8.503 m² x 0,3 =     ca. 2.551 m² 
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2) Ausgleich  
 
-private Grünfläche mit Pflanzbindung.         ca. 630 m² 
-Anlage eines Regenrückhaltebecken (mit Ruderalflächen und seggenreichem Grünland)    ca. 560 m² 
-Festsetzung von 23 großkronigen Laubbäumen (23 x 60m² = )   ca. 1.380 m² 

 ____________________________________________________________________________ 
Summe der ausgeglichenen Flächen      ca. 2.570 m² 
 
 
Als Kompensationsmaßnahme erfolgt die Anpflanzung von standortgerechten Gehölzen auf  
ca. 630 m² privater Grünfläche mit Pflanzbindung. Die Anlage eines Regenrückhaltebeckens mit 
Ruderalflächen und seggenreichem Grünland wird angerechnet. 23 großkronige Laubbäume wer-
den entlang der Planstraße und auf privaten Grundstücken festgesetzt.  
 
Damit ist der Eingriff der Versiegelung kompensiert.  
 

 
5.2.3 Schutzgut Wasser - Grundwasser 

 
Im Landschaftsplan der Stadt Peine ist das Plangebiet dargestellt als Fläche mit einer einge-
schränkten bis stark eingeschränkten Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes für den Teilaspekt 
Grundwasser. 
 
Für das Plangebiet ist eine mittlere Grundwasserneubildungsrate prognostiziert. 
 
Das Schutzgut Grundwasser ist in Bezug auf Natürlichkeitsgrad der Wertstufe 2, von allgemeiner 
Bedeutung, zuzuordnen. Diese Einstufung ändert sich nach Beendigung der Ausbaumaßnahme 
nicht, da der Versiegelungsgrad im gesamten Geltungsbereich weniger als 50 % beträgt. Es ist da-
her keine Kompensation erforderlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
   Karte Nr. 15 (Grundwasser) 

 
 
5.2.4 Schutzgut Luft 

 
Der Landschaftsplan der Stadt Peine stellt für das Plangebiet ein mäßig eingeschränktes Freiraum-
klima dar. Nach der Bebauung wird das Gebiet ein Klima kleiner Ortsrandlagen aufweisen. 
 
Die Zuordnung des Schutzgutes Luft für das Bewertungskriterium Natürlichkeitsgrad erfolgt in 
Wertstufe 2. Das Gebiet ist vor und nach dem Eingriff für das Schutzgut Luft von Bedeutung. Da 
durch die Bebauung keine erheblichen Beeinträchtigungen entstehen, ist keine Kompensation er-
forderlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 2 
Nachher: Wertstufe 2 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
  Karte Nr. 19 (Klima/Lufthygiene) 
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5.2.5 Schutzgut Landschaftsbild 
 
Es handelt sich bei dem Plangebiet um eine ausgeräumte Ackerlandschaft mit Intensivnutzung. 
 
Dieser Bereich weist nur eine geringe Bedeutung in Bezug auf eine naturraumtypische Vielfalt und 
Eigenart auf, die Einstufung erfolgt in Wertstufe 3. 
 
Nach dem Eingriff durch die Bebauung verbleibt dieser Bereich in derselben Wertstufe. Da keine er-
heblichen Beeinträchtigungen auftreten, ist auch keine Kompensation erforderlich. 
 
Vorher:  Wertstufe 3 
Nachher: Wertstufe 3 
 
Bezug:  Landschaftsplan der Stadt Peine 
   Karte Nr. 20 (Landschaftsbild) 
 

 
Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten Kompensationsmaßnahmen und zur weite-
ren Minimierung des Eingriffs erwartet die Stadt Peine von den zukünftigen Bauherren eigenver-
antwortliche Beiträge zur Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen. 
 
Diese Beiträge können sein: 

 
 Herstellung von Garagenzufahrten und Hofflächenbefestigungen aus weitgehend wasserdurch-

lässigem Material 
 Das auf Pkw-Stellflächen und Garagenzufahrten anfallende Niederschlagswasser sollte seitlich 

über die belebte Bodenzone oberflächennah zur Versickerung gebracht werden 
 begrünte Dachflächen und Fassaden, die zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen und so-

mit einen Beitrag zum Ausgleich der Bodenversiegelung leisten 
 Anpflanzen von einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen 
 Bebauung in ökologischer Bauweise 

 
 
 
6. Planungsstatistik 

 
a) Größe des Plangebietes       ca. 22.820 m² 

 
 

b) Bauflächen gesamt       ca. 12.900 m² 
 
Mischbauflächen       ca.   4.210 m² 
Wohnbauflächen gesamt      ca.   8.690 m² 

 
 

c) Verkehrsfläche gesamt       ca.   4.380 m² 
 

Verkehrsfläche geplant      ca.   2.070 m² 
Verkehrsfläche vorhanden      ca.   2.310 m² 
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d) Öffentliche Grünfläche gesamt      ca.   5.540 m² 
 

Öffentliche Grünfläche (Regenrückhaltung)    ca.      560 m² 
Öffentliche Grünfläche (Straßenbegleitgrün)    ca.   4.980 m² 
 

 
Geplant sind 18 Einzelhäuser   18 Wohneinheiten 
30 % Einliegerwohnungen     6 Wohneinheiten 
 
Summe der Wohneinheiten   24 Wohneinheiten 
      ============= 
 
Unter Zugrundelegung von 2,1 Einwohnern pro Wohneinheit können ca. 50 Personen im Plange-
biet wohnen. 
 
 

7. Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 
 

Die Zusammenstellung der vorgebrachten Anregungen sowie die Stellungnahmen der Verwaltung 
hierzu ist der Begründung als Anlage 1 beigefügt. 
 
 
 

8. Verfahrensablauf 
 

Die Bürger wurden über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung im Rahmen der früh-
zeitigen Bürgerbeteiligung vom  26.11.2001  bis zum  10.12.2001  informiert. 
 
Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Anschreiben vom 12.08.2002 und 27.09.2002 an der 
Planung beteiligt. 
 
Die Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 15 „An den Äckern“, Essing-
hausen, und dem städtebaulichen Entwurf gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 07.08 2003 bis zum 
08.09.2003 öffentlich ausgelegen. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung in Verbindung mit dem Bebauungsplan in seiner 
Sitzung am 27.11.2003 als Satzung beschlossen. 

 
 
 
 
 

                  Peine, den 07.07.2004                   
 
 
 
                                                                    gez.  Willenbücher 
 

Bürgermeister 
(Udo Willenbücher) 


